
Änderungsantrag zum satzungsändernden Antrag der 
vom Landesausschuss eingesetzten 
Satzungskommission

Einführung einer Jugendquote zu Landtagswahlen

in Niedersachsen

Antragsteller:

Linksjugend ['solid] Niedersachsen

Beschlussvorlage: (Änderung fett)

§15 Aufstellung der Landeslisten für Wahlen zum Bundestag und zum Landtag

(1) Die Aufstellung von Wahlbewerberinnen und Wahlbewerbern für die Wahlen 
zum Bundestag und zum Landtag und die Festlegung ihrer Reihenfolge erfolgen 
in einer besonderen Vertreterinnen- und Vertreterversammlung 
(Landesvertreterversammlung).

(2) Die Vertreterinnen und Vertreter werden in Mitgliederversammlungen aller 
wahlberechtigten Mitglieder der Kreisverbände gewählt.

(3) Die Bestimmungen über den Landesparteitag sind sinngemäß anzuwenden.

Füge ein:

(4) Auf der Landesliste zur Landtagswahl ist eine Jugendquote zu 

beachten. Jeder 5. Listenplatz und der darauffolgende Listenplatz, sind 

mit einem Kandidaten, einer Kandidatin unter 35 zu besetzen.

Begründung:

Erfreut stellen wir fest, dass unsere Partei zunehmend auch für junge Menschen, 
die sich engagieren wollen attraktiv zu sein scheint.
Insbesondere im Verlauf der letzten Wahlen und des gesellschaftlichen 
Rechtsrucks, konnten wir als Partei erstmal wieder einen Mitgliederzuwachs 
verzeichnen, von diesen neuen Mitgliedern ist der größte Teil unter 35.
Trotzdem fällt es häufig noch schwer, dieser Entwicklung auch in unseren 
Gremien und auf unseren Listen Rechnung zu tragen.
So hatten zum Beispiel die aussichtsreichen Listenplätze unserer Aufstellung zur 
Landtagswahl 2017 einen Altersdurchschnitt von 53 Jahren. 
Der Altersdurchschnitt unseres geschäftsführenden Landesvorstands beträgt  51 
Jahre.
Wir sind der Meinung, dass es für eine erfolgreiche Partei wichtig ist, dass die 
verschiedenen Lebensrealitäten und Erfahrungen unterschiedlicher Altersgruppen
entsprechend repräsentiert werden.
Es bedarf sowohl erfahrener GenossInnen, wie auch junger, ambitionierter 



lernbereiter Menschen, um DIE LINKE für die bevorstehenden Aufgaben zu 
rüsten. 
So können wir den anstehenden Ruhestand verdienter GenossInnen in Zukunft 
besser verkraften.
Für unseren weiteren Erfolg ist es essentiell, dass diese ihr Know-How ihre 
Fertigkeiten vorher an die neue Generation weitergeben können.
Des Weiteren ist dieser Antrag eine Reaktion auf unsere gescheiterte bisherige 
Praxis, als Jugendverband eine*n Jugendkandaidat*in unverbindlich zu 
nominieren.
Dies führte bisher leider nicht zum Erfolg und anders als in anderen 
Landesverbänden, wurde unser Kandidat nicht gewählt.
Wir als selbstbewusster, engagierter und kämpferischer Jugendverband, der 
unserer Mutterpartei DIE LINKE in jedem Wahlkampf, an jedem Infotisch und bei
Organisation jedes Neumitgliedertreffens zuverlässig zur Seite steht sind der 
Meinung, dass es nicht zu viel verlangt ist, Jugendkandidaten verbindlich 
festzuschreiben.
Nachdem die vom Landesausschuss eingesetzte Satzungskommission schon die 
verbindliche Wahl eines/ einer* Jugendkandidat*in für den Landesvorstand 
vorschlägt, halten wir es für konsequent dieses Prinzip auch auf die Landesliste 
auszuweiten.

 


